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Die Stadt im Neoliberalismus 
Von der Produktion einer Ideologie zur Perspektive dagegen 

Milton Friedman verkündete 1972 auf der Tagung der Mont Pelerin Society 
(MPS), die 1947 zum Zweck intensiver Diskussionen neoliberaler Ideen und 
Lobbyarbeit gegründet worden war, dass der Wettkampf der Ideen zu ihren 
Gunsten habe entschieden werden können (Peck 2008). Damit verweist Friedman 
in aller Deutlichkeit darauf, dass der Paradigmenwechsel hin zum Neolibera­
lismus keineswegs ein alternativloser war. Dennoch, die neoliberale Idee gilt 
heute weitgehend als alternativlos und ist als solche zum zentralen Paradigma des 
marktwirtschaftlich-kapitalistischen Akkumulationsregimes avanciert. 

In aller Kürze kann Neoliberalismus als ein Prozess beschrieben werden, der 
marktorientierte Lösungen bevorzugt, die Kommodifizierung möglichst aller 
Lebensbereiche anstrebt und oftmals spekulative Finanzinstrumente zur Öff­
nung neuer Bereiche zur Profitgenerierungmobilisiert (Brenner et al. 2010, S. 329 
f). Zentral dabei ist, dass ideologisch eine Konvergenz zwischen den politischen 
Interessen der Staatlichkeit einerseits und den wirtschaftlichen Interessen der 
Privatwirtschaft andererseits hergestellt wird (Peck 2010). Insofern handelt es sich . 

beim Neoliberalismus um ein politisches Projekt, so Jamie Peck (2010, S. 108), 
das mittels intensiver Lobbyarbeit im Interesse von Großkonzernen, finanziellen 
Eliten, Aktienbesitzerinnen und -besitzern und transnationalen Investorinnen und 
Investoren politisch durchgesetzt wurde. David Harvey (2009a, S. 37) seinerseits 
beschreibt Neoliberalisierung als "Restauration und Konsolidierung von Klassen­

macht", welche diesbezüglich auch sehr erfolgreich war. Wichtig zu betonen ist aber, 
dass zwischen neoliberaler Ideologie bzw. neoklassischer Wirtschaftstheorie und 
dem real existierenden Neoliberalismus notwendigerweise Unterschiede bestehen, 
zumal Ideologie nicht eins zu eins implementiert werden kann. Vielmehr handelt 
es sich dabei um einen Mechanismus, um eine anrufbare Externalität (Hardt, 
N egri 2003, S. 100), womit Handlungsweisen untermauert und legitimiert, oder 
wie Louis Althusser (1977, S. 112) betont, die Herrschaft gesichert werden soll. 

Fast vierzig Jahre nach der Ausrufung des ideellen Sieges ist im Zusammen­
hang mit den massiven Staatseingriffen zur Rettung des Bankenwesens und 
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zur Stützung der Konjunktur nach der Eskalation der Finanzkrise im Sommer 
2008 erneut eine rege Debatte über die Zukunft des Neoliberalismus angefacht 
worden, und nicht wenige Kommentatorinnen und Kommentatoren sahen sein 
Ende kommen. Jedoch häuften sich schon bald die Anzeichen dafür, dass das 
politische Projekt der Neoliberalisierung alles andere als am Ende war. So re­
sümierte etwa Olivier Marchart Ende 2010, dass die Krise im Gegenteil zum 
Anlass genommen worden sei, das Projekt weiter zu vertiefen. Damit beschreibt 

Marchart einen Prozess, den Naomi Klein (2007) in "Die Schock-Strategie" 
als gängiges Muster der Neoliberalisierung der letzten vierzig Jahre beschreibt: 
Schocks bzw. sozioökonomische Krisen, angefangen beim Putsch in Chile (1973) 
bis hin zu den Verwüstungen durch den Hurrikan Katrina (2005) im Süden 
der USA, seien jeweils von Vertreterinnen und Vertretern aus Wirtschaft und 
Politik geschickt ausgenutzt worden, um den Prozess der Neoliberalisierung 
auszuweiten und zu vertiefen. 

Der politische Prozess der Implementierung der neoliberalen Ideologie hat aber 

die Wirkungsebene der Ökonomie im engeren Sinne längst verlassen und den 
Druck der Wirtschaftlichkeit auch auf soziale Einrichtungen, öffentliche Insti­
tutionen, Dienstleistungen und Individuen übertragen. Durch die Reduzierung 
nationalstaatlicher Umverteilungsmechanismen und das Übertragen vormals fi­

nanzpolitisch staatlicher Aufgabenbereiche auf die Kommunen wurden RegioneIl 
und Städte seit den 1970er Jahren zunehmend in ein Konkurrenzverhältnis um 
Unternehmensansiedlungen, zahlungskräftige Steuerzahlerinnen und -zahler 
und die verbliebenen staatlichen Fördermittel versetzt (Harvey 1989, S. 5). Aber 

die Implementierung des Neoliberalismus ist nicht nur Folge dieser von oben 
wirkenden Praxen, sondern auch Ergebnis komplexer Wechselwirkungen und 
Aushandlungsprozesse zwischen den verschiedenen politischen Skalen (Brenner 
1999). In diesem politischen Aushandlungsprozess steht die Stadt als Ort der 
sozialen Interaktion und der politischen Macht im Brennpunkt gesellschaftlicher 
Auseinandersetzungen und ist somit von der neoliberalen Implementierung nicht 
nur betroffen, sondern auch zentraler Ort der Produktion und Modifikation des 
Projektes (Brenner 1999; Brenner, Theodore 2002; Harvey 1985,2008; Mitchell 

1997; Mayer 2007). 
Der folgende Beitrag widmet sich der Frage, was die konkreten Auswirkun­

gen einer neoliberalen Stadtpolitik sind, in welcher Art und Weise neoliberale 
Konzepte in städtische Politiken implementiert wurden, diese modifizierten, 
anpassten und somit auch zu einem wesentlichen Ort der Produktion der N eoli­
beralisierungwurden. Letztlich widmet sich der Beitrag aber auch den möglichen 
Perspektiven für eine linke Metropolenpolitik. Hierfür werden in einem ersten 
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Abschnitt in Form einer historischen Betrachtung, die sich an der Epochenein­
teilung von Jamie Peck und Adam Tickell (2002) orientiert, die Prozesse und 
Kerninhalte, welche die Neoliberalisierung kennzeichnen, diskutiert. In einem 
zweiten Abschnitt wird auf die Ebene der Stadt und die vielfältigen politischen 
Implementierungen des Neoliberalismus eingegangen. Zuletzt und anstelle eines 
Fazits werden schließlich mögliche Perspektiven für eine linke Metropolenpolitik 

skizziert. 

1. Neoliberalismus 

Der heutige Neoliberalismus bezieht sich auf den britischen Liberalismus des 19. 
Jahrhunderts. Der Liberalismus - und darauf aufbauend auch der Neoliberalis­
mus - basieren auf dem Glauben an die freie Marktwirtschaft, die sich aus einer 
moralphilosophischen Theoretisierung des Individuums und der Überwindung 
einer transzendenten Welterklärung ableitet und den Markt als bestes Mittel zur 

Allokation von Gütern theoretisiert. 

Proto-Neoliberalismus 

Im Zuge der beiden Weltkriege und der großen Depression der 1920/30er Jahre 
verlor der Liberalismus als realpolitisches Paradigma an Bedeutung. Gewisse 
Elemente wurden aber von den westlichen Siegermächten, insbesondere von den 
USA, schon bald nach dem Zweiten Weltkrieg wieder aufgegriffen, indem eine 
teilweise Vernetzungnationalstaatlicher Märkte angestrebt wurde (Hayek 1973, 
S. 99). Doch sind diese Bemühungen eher als Einzelereignisse und im Kontext 
geo- und machtpolitischer Überlegungen im Zusammenhang mit dem Kalten 
Krieg und der spezifischen innereuropäischen Machtkonstellation zu verstehen 
(Judt 2009). Denn im Großen und Ganzen orientierte sich die Wirtschaftspolitik 
der ersten drei Jahrzehnte nach dem Zweiten Weltkrieg eher an einem keynesia­
nischen Modell der antizyklischen Intervention, dem sozialpartnerschaftlichen 
Korporatismus und an der Politik der Vollbeschäftigung, die durch staatliche 

Regulierung erreicht werden sollte. 
Die Opposition zum Keynesianismus war es dann auch, welche die Angehöri­

gen von sehr heterogenen neoliberalen Schulen in der MPS einte. Diese Phase der 
theoretischen Debatten, welche schließlich in einer effektiven Implementierung 
münden sollten, bezeichnen Peck und Tickell (2002, S. 388) als Proto-Neolibe­
ralismus. Der am Keynesianismus vorgetragene Hauptkritikpunkt war, dass der 
Staat zu sehr in den Markt eingreife und durch die entstehende Staatsverschul-
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dung und marktverzerrende Maßnahmen das gesamte wirtschaftliche Gefüge 
ernsthaft in Gefahr bringen würde (Hayek 2003b). 

Vom Roll-back- zum Roll-out-Neoliberalismus 

Zentral für den Paradigmenwechsel, der sich in den 1970/80er Jahren vollziehen 
sollte und somit das ideologische Projekt die rein theoretische Ebene des Neoli­
beralismus überwinden ließ, war das Abflachen des Nachkriegsaufschwunges ab 
Mitte der 1960er Jahre. Die Krise äußerte sich primär in einer Überproduktion 
innerhalb der USA, Europas und Japans (Millet, Toussaint 2004, S. 20) sowie 
in einem Absinken der Profitraten, welche auch aufgrund der gestiegenen Macht 
der gewerkschaftlich organisierten Arbeiterinnen und Arbeiter unter Druck ge­

kommen waren. Ab den 1970/80er Jahren trieben die westlichen Industriestaaten 
im Sinne der neoliberalen Ideologie die Liberalisierung und Deregulierung der 
Finanzmärkte, die Untergrabungder gewerkschaftlichen Macht, den Sozialabbau 
und die Verlagerung von Produktionsstätten ins Ausland voran, um so die sich 
ausweitende Krise unter Beibehaltung der bestehenden Machtverhältnisse zu 
lösen (Peck 2008; Harvey 2009a). 

Peck und Tickell (2002, S. 388 ff.) beschreiben diese erste neoliberale Im­
plementierung als Roll-back-Neoliberalismus. Dieser Prozess des Roll-back, der 
wesentlich durch die politischen Administrationen von Margaret Thatcher in 
Großbritannien und Ronald Reagan in den USA geprägt war, trieb vorrangig 
den Rückbau (Roll-back) der umverteilenden Elemente des Wohlfahrtsstaates 
voran. Die ökonomische Leitliniensetzung wurde zunehmend von der natio­
nalstaatlichen auf die supranationale Ebene verlagert. Dabei spielten interna­
tionale Organisationen wie etwa die G7/8, die WTO und ihre Vorläufer, der 
IWF und die Weltbank, aber auch die EU und ihre Vorläuferorganisationen 
eine zentrale Rolle. Die Nationalstaaten wurden im Zuge dieser politischen 
Umstrukturierungen in ein deregulierendes, marktorientiertes und interna­
tionales Vertragsnetzwerk eingebunden, was jedoch, wie Neil Brenner (1999, 
S. 438) betont, nicht als Zerfall des Staates interpretiert werden sollte. Die 
Verlagerung von Entscheidungskompetenz auf die ~upranationale Ebene diente 
aber mit dem Verweis auf die Verträge und daraus resultierenden Marktzwänge 
der Durchsetzung und Legitimierung unpopulärer liberalisierender Gesetze, 
Beschneidungen des Wohlfahrtsstaates, Privatisierungen und Deregulierun­
gen. Gleichzeitig setzte aber auch ein down-scaling von Verantwortlichkeit 
ein, und im Zusammenhang mit der Reduktion finanzieller U nrerstützung für 
die Kommunen durch Steuergelder von den Landes- und Bundesregierungen 
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mussten Städte zunehmend eigenständig wirtschaftlich handelnde Einheiten 

werden (Harvey 2009b). 
Der Wandel des Projektes vom Roll-back- hin zum Roll-out-Neoliberalismus 

im Verlauf der 1990er Jahre war die Folge der inhärenten Krisentendenzen des 
Neoliberalismus, die in sozialen Verwerfungen und entsprechenden Legitimati­
onsdefiziten seitens der Befürworterinnen und Befürworter ihren Ausdruck fand. 
Dabei erwies sich das neoliberale Programm unter der politischen Admini'stration 

der Demokraten in den USA und sozialdemokratischen Regierungen in Europa 
und Japan als sehr anpassungsfähig. Der so genannte Roll-out-Neoliberalismus 
wurde stärker als vorher staatlich organisiert, institutionalisiert und in ein gan­
zes Gefüge technokratischer und vor dem Zugriff demokratischer Kontrolle 
befreiter Institutionen eingebettet (Peck, TickeIl 2002, S. 389 ff.). Gleichzeitig 
wurden auch gewisse soziale Ausgleichsmechanismen eingeführt, welche aber 
nicht zuletzt von einer Ausdehnung des repressiven Charakters der Staatlich­
keit begleitet wurden (Foucault 2006; Demirovic 2008; Opitz 2008), und wie 
Peck und TickeIl betonen, primär repressiv auf die von der Neoliberalisierung 

Marginalisierten einwirkte. 

No longer concerned narrowly with the mobilization and extension oE markets (and 
market logics), neoliberalism is increasingly associated with the political ~oregrou~d­
ing oE new modes oE "sodai" and penal policymaking, concerned specl~cal~y wlth 
the aggressive reregulation, disciplining, and containment oE those margmahzed or 
dispossessed by the neoliberalization (Peck, Ticke1l2002, S. 389). 

Diese Verschiebung der Staatlichkeit sollte aber nicht erstaunen, zumal die Rolle 
des Staates in den verschiedenen neoliberalen Schulen stets kontrovers debat­
tiert worden war. Kurz können zwei grundlegende Pole der Staatsauffassung 

herausgearbeitet werden (Foucault 2006), im Rahmen des Roll-back verschob 
sich die Dominanz von ersterem zu letzterem. Einerseits sind dies die Chicagoer 
und Österreichische Schule, welche eine rein evolutorische Entwicklung der 
Marktwirtschaft vorsehen und jegliche staatliche Intervention ablehnen, ande­
rerseits die deutsche Schule des Ordoliberalismus, welche die Marktwirtschaft 

als "Veranstaltung" des Staates propagiert (Ptak 2007, S. 32 f). Beiden gemein ist, 
dass der Staat als Grundlage für den freien Markt verstanden wird, indem er, so 
Friedrich A. von Hayek (2003a, S. 260), das Gesetz durchsetzt, wofür der Staat 

das Monopol zur Ausübung von Zwang erhält (Hayek 2005, S. 307). 
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Post-Neoliberalismus? 

Gegenwärtig und als Folge der 2008 ausgebrochenen Wirtschaftskrise befindet 
sich das neoliberale Projekt erneut in einem Umbruch. Im Rahmen der Debatte 
zeigen sich rhetorische Verschiebungen am deutlichsten in der Forcierung regu­
lativer Eingriffe in das Bankenwesen. Brenner et al. (2010, S. 328) verweisen aber 
darauf, dass diese regulatorischen Bestrebungen so neu nicht seien und es schon 
vor dem Zusammenbruch des Bankenwesens 2008 solche gegeben habe (ebd., 
S. 334 ff.). Am World Economic Forum (WEF), einem der wichtigsten alljähr­
lichen informellen Treffen von Wirtschaft und Politik, wurden im Januar 2011 
in doppelter Hinsicht weitere Brüche fassbar: Einerseits - wie sich dies aber im 
Rahmen der WTO- und G20-Verhandlungen schon abgezeichnet hatte - pran­
gerten Vertrete rinnen und Vertreter der Schwellenländer, allen voran jene Chinas, 
Brasiliens und Indiens, die soziale Polarisierung und Ungleichheit als für die 
aktuelle Krise mitverantwortlich an und stellten sich damit gegen die Auffassung 
der westlichen Industriestaaten, andererseits wurde aber auch deutlich, dass die 
Vertreterinnen und Vertreter des Finanzsektors nach einer zweijährigen Phase der 
Zurückhaltung wieder klarere Forderungen an die Politik stellten und teilweise 
massive Angriffe auf die geplanten Regulierungen und staatlichen Regierungen 
fuhren (Borer 2011; Kobler 2011). Mit welcher Form von Politik künftig zu 
rechnen ist, verdeutlicht zudem in eine Betrachtung der konkreten politischen 
Handlungsweisen. So hat etwa die EU-Kommission bei der Präsentation ihrer 
Außenhandelsstrategie Ende 2010 klar gemacht, dass sie am freien Handel und 
der Liberalisierungfesthalten werde (Bruderer 2010), und auch die Strategie der 
G20 (2009,2010) oder des IWF (Soltermann, Mugglin 2009) deuten nicht auf 
eine Abkehr von den Grundgedanken des freien Marktes und Wettbewerbs hin. 
Nicht zuletzt lässt aber die staatliche Übernahme der privaten Verbindlichkeiten 
der Banken zur Stützung des Bankenwesens auf eine anhaltende Dominanz einer 
neoliberal konfigurierten Politik schließen (Harvey 2009a). 

Eine ähnliche Situation zeigt sich, so Sebastian Schipper und Bernd Belina 
(2009), auch auf kommunaler Ebene in Deutschland, wo am 35. Deutschen 
Städtetag zwar rhetorisch durchaus ein Bruch mit dem neoliberalen Paradigma 
festzustellen war, aber, wie es das abschließende Thesenpapier des Städtetags 
betont, wegen der allgemeinen Finanznot der Kommunen weitere Einsparungen 
und eine verstärkte Förderung der Standortqualitäten der Städte anzustreben 
seien. 
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2. Neoliberale Räume und die Stadt 

Neil Brenner und Nik Theodore (2002, S. 357) fassen die auf der kommunalen 

Ebene zu beobachtenden Abweichungen konkreter sozioökonomischer Re­

strukturierungsprozesse von der neoliberalen Ideologie als Actually Existing 
Neoliberalism. Peck (2010) betont diesbezüglich, dass sich neoliberale Politiken 

jeweils pfadabhängig und in vielfältigen lokalen Policy-Experimenten entwickeln 
würden, wobei eine ausgeprägte Trial-and-Error-Mentalität vorherrsche, und der 

Implementierungsprozess in wesentlicher Weise vom Scheitern lernen würde. Die 

daraus entstehende Heterogenität der Implementierungsweise sei, so Brenner et 

al. (2010, S. 332), wegen der positiven und anregenden Vielfalt letztlich gar ein 

wesentlicher Antrieb für die Weiterentwicklung des Projektes. Peck und TickeIl 

(2002, S. 394 f.) ist daher wichtig zu betonen, dass im Neoliberalismus keine 
monokausale Ursache für den zu beobachtenden Wandel der städtischen Politik 

zu sehen sei, unterstreichen gleichzeitig aber die herausragende Bedeutung des 
Neoliberalismus als Wegbereiter und Legitimation für den städtischen Wandel. 

Auch wenn die Neoliberalisierungvon Fall zu Fall in unterschiedlicher Weise 

abläuft und in eine Vielzahl von spezifischen lokalen Politiken mündet, kann an 

der oben dargestellten neoliberalen Konzeption eine gemeinsame Stoßrichtung 

der Politiken festgemacht werden, die sich im Wandel zur "Unternehmerischen 

Stadt", einer Umstrukturierung von Verwaltungs abläufen, markt- und wettbe­

werbsbedingter Neuorientierung sowie in der Adaption einer Aufwertungslogik 

manifestiert. 

Unternehmerische Stadt 

Der Wandel vom sozialstaatlichen Modell hin zur Unternehmerischen Stadt, 

gekennzeichnet von einer Verschiebung der städtischen Kernaufgaben weg von 
sozialstaatlicher Verwaltung hin zum betriebswirtschaftlichen Management 

(Harvey 1989), ist begrifflich in der Verschiebung von Government zu Gover­

nance zu fassen, worunter eine Verschiebung der politischen Leitliniensetzung 

weg von der Regierung (Government) hin zu einer breiteren interessensbedingten 
Koalition der Stakeholder, Behörden und Politik (Governance) zu verstehen ist. 

Regierungwurde dabei aber nicht durch Governance ersetzt und daher ist unter 
Governance eher eine Regierungsform zu verstehen, die von der Regierungprak­

tiziert wird und in der Etablierung von öffentlich-privaten Kooperationen ihren 

Ausdruck findet (Heeg, Roso12007, S. 493). Harvey (1989, S. 5) legt insofern 

Wert darauf, dass Governance viel mehr sei als Government, zumal die wirkliche 
Kraft, das urbane Leben zu reorganisieren, meist nicht bei der Regierung allein, 
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sondern bei einer breiteren Koalition städtischer Akteure liege, deren Interessen 
die Regierung zu koordinieren habe. 

The power to organise space derives from a whole complex of forces mobilised by 
diverse sodal agents. It is a conflictual process, the more so in the ecological spaces 
ofhighly variegated sodal density. Within a metropolitan region as a whole, we have 
to look to the formation of coalition politics, to dass alliance formation as the basis 
for any kind of urban entrepreneurialism at all (Harvey 1989, S. 5). 

Ein weiteres zentrales Element der unternehmerischen Stadtpolitik ist der Ver­

such, die Stadt im Konkurrenzkampf um Investitionen, Arbeitskräfte, Kultur­

schaffende und "Kreative", nationale Fördermittel sowie finanzielle, administ­
rative und informationelle Kontroll- bzw. Befehlsfunktionen möglichst gut zu 

positionieren, um darüber die private Kapitalakkumulation mittels harter und 

weicher Standortfaktoren zu stimulieren (Heeg, Roso12007, S. 493). Folge dieser 

Politik war neben dem Verkauf städtischer Infrastruktur und der Auslagerung 

öffentlicher Dienstleistungen an private Anbieterinnen und Anbieter auch ein 

breiter Prozess der Kommodifizierung, worunter die Umwandlung eines öffent­

lichen Gutes zur handelbaren und kommerziell nutzbaren Ware zu verstehen 

ist. Damit wird darauf abgezielt, den Zugriff des Investitionskapitals aufbisher 

nicht der Marktlogik unterworfene Bereiche zu ermöglichen (Ptak 2007, S. 35). 
Davon betroffen sind nicht nur städtische Dienstleistungen, sondern auch die 

öffentlichen Räume, der Kulturbetrieb oder die Freizeitgestaltung, die allesamt 
immer stärker einer Logik der Profitmaximierung und des Konsum(zwang)s 

unterstellt werden. Insgesamt sei, so Harvey (1992, S. 125), die Qualität des 
städtischen Lebens wie auch die Stadt selbst zu einer Ware geworden. 

N eben dem realen Verkauf öffentlicher Güter wurde auch das Modell der 
Public-Private-Partnership (PPP) zu einem wichtigen Element, das aber in 

Deutschland verhältnismäßig wenig EinRuss hatte (Waßmuth 2010, S. 45). 

Dabei werden öffentlich finanzierte Aufträge an Private übergeben, wobei die 

öffentlichen Institutionen ein gewisses Maß an Steuerungskompetenz behalten 

(Engartner 2007, S. 115), jedoch typischerweise von starken Macht-, Informa­
tions- und Kapazitätsasymmetrien zu Gunsten der privaten Investorinnen und 

Investoren überlagert werden. Von diesen Machtasymmetrien ausgehend, vermag 

die öffentliche Hand meist nicht genügend Druck aufzubauen, um "Monopol­

macht im Interesse sozialer Anforderungen zu verhindern <~ weshalb Gewinne oft 

privatisiert, Verluste dagegen sozialisiert werden (Pelizzari, Zeller 2005, S. 34f.). 

Ebenfalls ein gängiges Modell, das eine Form von Privatisierung darstellt 
und das im Gegensatz zum PPP auch in Deutschland zwischen 1995 und 2003 
weit verbreitet war (Reiner 2010, S. 47), ist das Cross Border Leasing (CBL). 
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Dabei wurden transnationale Leasingverträge - in der Regel über 99 Jahre -
für kommunale Einrichtungen abgeschlossen. Diese Objekte wurden von den 
Kommunen mittels Rückmietungsverträgen, welche eine Laufzeit zwischen 24 

und 30 Jahren haben, umgehend wieder zurückgemietet. Nach deren Auslaufen 
können die städtischen Behörden von einer Rückkaufklausel Gebrauch machen, 
tun sie dies nicht, fällt die verleaste Infrastruktur gänzlich den Investorinnen 

und Investoren zu (Pelizzari, Zeller 2005, S. 35). Kommunen ermöglichte dieses 

Vorgehen, in kurzer Zeit viel Geld einzunehmen, umgekehrt eröffnete sich für die 
US-amerikanischen Investorinnen und Investoren, weil in den USA für Investi­

tionen in anderen Staaten große Steuererleichterungen gewährt wurden (Harvey 

2009b), die Möglichkeit zur Reduktion der Steuerlast. Per März 2004 wurde 

dieses Vorgehen durch den US-Senat als missbräuchliche Steuererleichterung 

sanktioniert, aber nicht gänzlich verboten, was für Deutschland bedeutet, dass seit 

2004 keine neuen CBL-Verträge abgeschlossen werden können, die bestehenden 

aber weiterlaufen. Längerfristig wirken sich solche Leasingverträge wegen der 

Risikoaufteilung unter den Vertragspartnerinnen und -partnern, welche meist 
zu Ungunsten der Kommunen ausfällt, für die Stadt finanziell oftmals - auch 

wenn nicht immer - negativ aus (Reiner 2010, S. 48 ff). 

Alessandro Pelizzari und Christian Zeller (2005, S. 23) verweisen zudem dar­
auf, dass über den Ausverkauf öffentlichen Besitzes die demokratische Entschei­

dungskompetenz entzogen wird und die Chancengleichheit nicht gewährleistet 
werden kann. Zusammenfassend zieht Tim Engartner (2007, S. 116), gerade 

auch wegen der produzierten sozialen Ungleichheit dieser Prozesse, ein negatives 

Fazit und verweist darauf, dass die Veräußerung von öffentlichem Eigentum 

primär Personenkreise betreffe, die keine starke Lobby hinter sich wissen und 

wirtschaftlich nur von "geringem Interesse" seien. 

Umstrukturierung der Verwaltung 

Im Zusammengang mit der Diffusion marktwirtschaftlicher Ideen in beinahe alle 

gesellschaftlichen Bereiche setzten Kommunalverwaltungen intern zunehmend 
auf marktwirtschaftliche Organisationsstrukturen, was in vielen Fällen in eine 

Umstrukturierung der Aufgabenverteilung zwischen Politik und Verwaltung 

nach den Vorgaben des New Public Management (NPM) mündete. Diese Um­

strukturierungen, welche sich an einer betriebswirtschaftlichen Effizienzmaxime 
orientieren, führten zu einer Verschiebung von Kompetenzen hin zur Verwaltung 

und verminderten dadurch die demokratische Einflussnahme. Henrik Lebuhn 

(2007) unterstreicht, dass NPM-Programme explizit auf die Ökonomisierungder 
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öffentlichen Institutionen selbst abzielen würden, was letztlich die Kommunen 

durch selbst auferlegte Gesetze und Regelungen zur Effizienz und konsequenten 

Ausgabenkontrolle zwinge. Insofern habe es die Politik verstanden, die Privati­
sierungsstrategie vor dem öffentlichen Eingriff - bisweilen auch von Eingriffen 
der Politik selbst - abzusichern: 

Eine neoliberal konfigurierte Bürokratie schließt Privatisierungspolitik "herme­
tisch" ab; sie gibt sich tendenziell unpolitisch, interessen- und subjektlos. Sie kon­
struiert einen Privatisierungszwang und vertieft die bestehenden Konkurrenzen 
[ ... ]. So wird der neoliberale Umbau der Stadt gegen jede Form von Kritik, Protest 
und Diskussion immunisiert und gegen die Interventionen außerparlamentarischer 
Akteure und progressiver LokalpolitikerInnen abgedichtet (Lebuhn 2007, S. 544). 

In diesem Kontext spielen aber auch die vielschichtigen Vertragswerke, wie etwa 
das GATT, die in den letzten Jahrzehnten aufbi- und multilateraler Ebene ent­

standen sind, eine zentrale Rolle, da sie den städtischen Handlungsspielraum 
mitdefinieren. Durch die Implementierung von solchen Abkommen in die na­

tionalstaatlichen Gesetze sind auch die Kommunen an diese Verträge und damit 

an ein marktorientiertes Handeln gebunden. So müssen öffentliche Aufträge 
ab einem bestimmten finanziellen Volumen aufgrund der Verordnungen zum 

Öffentlichen Beschaffungswesen öffentlich ausgeschrieben werden, Preisverhand­

lungen sind untersagt, und es gilt das Gebot der Nichtdiskriminierung der am 

Wettbewerb Teilnehmenden (Mullis 2009, S. 55 f.). Insofern kann festgehalten 
werden, dass Städte durch die aktuellen Gesetzgebungen und politischen Wei­

chenstellungen in ein markt- und effizienzorientiertes Gefüge eingebunden sind, 

dass aber dieser Wandel zur Stadt als Unternehmen in wesentlicher Weise auch 
auf kommunalen Entscheiden beruht. 

Rolle der Stadt im globalen Wettbewerb 

Mit dem Neoliberalismus sind urbane Zentren im Vergleich zu früheren kapita­

listischen Phasen verstärkt zum Motor des globalisierten Kapitalismus geworden, 
indem sie einen effizienten Ablauf von ökonomischer Interaktion in Raum und 

Zeit ermöglichen, Kapital in materieller Form binden und zu den zentralen Orten 
ökonomischer Tätigkeiten geworden sind. So boten etwa urbane Räume einen 

Investitionsrahmen und absorbierten renditeorientiertes Überschusskapital in 

der gebauten Struktur und der Ökonomisierung von Stadt (Reinhart, Rogoff 

2008, S. 340 f.), was sich gerade im Zusammenhang mit der Subprime-Krise auf 
eindrückliche Weise verdeutlicht hatte. So war es der Bausektor, der als Basis 

für die kreditfinanzierte Kapitalakkumulation im internationalen Finanzsektor 
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diente. Dieser "Kapitalrecyclingmechanismus " war nach dem Zerplatzen der N ew­
Economy-Blase zum Jahrtausendwechsel enorm wichtig geworden, zumal die Krise 

um das Jahr 2000 große Mengen an Kapital freisetzte, das neu investiert werden 

musste (Harvey 2010). Thomas Sablowski (2009, S. 125) hebt deshalb hervor, dass 
der ganze Boom, der 2008 so jäh be endet wurde, nach 2000 stark am kreditfi­

nanzierten Häusermarkt und am massiven Anstieg der Immobilienpreise hing. 

Aber bereits zu früheren Zeitpunkten hatten Städte und die gebaute Umwelt 

eine wichtige Rolle gespielt. So betont Harvey (1985), dass die Geschichte der 
Urbanisierung und die der kapitalistischen Akkumulationsprozesse aufs Engste 

materiell und strukturell miteinander verbunden sind. Nicht erstaunlich ist also, 

dass eines der ersten antizyklischen staatlichen Wirtschaftsprogramme in Paris 

Mitte des 19. Jahrhunderts zu einem massiven Bauboom führte (Goheen 1998, 

Harvey 2008). Aber etwa auch in den USA der Nachkriegszeit wurden große 

Mengen an Kapital in die gebaute Umwelt investiert. Das investierte Kapital war 

aber größtenteils kreditbasiert, was zu einer massiven öffentlichen und privaten 

Verschuldung führte. Versuche, die Verschuldung zu Beginn der 1970er Jahre 

über eine Ausweitung der Geldmenge zu mindern - was bis dahin ein gängiges 

Krisenbewältigungsmittel war -, hätte aber eine Zunahme der Inflation be­
deutet, was in Kombination mit der schwierigen Wirtschaftslage auch zu einer 

Entwertung des in der gebauten Umwelt gebundenen Kapitals geführt hätte. Da 
gleichzeitig aber diverse Städte, allen voran New York City, vor dem finanziellen 

Ruin standen, hätte eine Entwertung von gebauter Infrastruktur zum Konkurs 

dieser Städte geführt (Harvey 1985,2008). Insofern habe die spezifische Situa­
tion den Regierenden die Möglichkeit eröffnet, so Harvey (1985, S. 206), neue 

Formen von nicht-keynesianischen Modellen - wie etwa die Einführung einer 

streng monetaristischen Geldpolitik, Bankenliberalisierungen oder das Einleiten 
einer radikalen Sparpolitik bei den öffentlichen Dienstleistungen - in Betracht zu 

ziehen und so der Neoliberalisierung den Weg zu bereiten. Ein anderes Beispiel ist 

die politische Strategie der Stadt London, welche ihren Finanzplatz im Konkur­

renzkampf mit anderen internationalen Finanzplätzen über eine marktorientierte 

und liberalisierte Politik zu stützen versuchte (French et al. 2009, S. 292). 
Wie das Londoner Beispiel zeigt, waren aber auch städtische Politiken selbst 

ein integraler Bestandteil des Wandels zum Neoliberalismus, indem neue For­

men von Eigentum, Investitionsmöglichkeiten und Steuererleichterungen für 

Investorinnen und Investoren geschaffen wurden (Weber 2002, S. 529). Dies 

führte zu einem massiven Zustrom von internationalem Investitionskapital in 

die Stadt als Wirtschaftsstandort und gebauter Umwelt, von dem zumindest jene 
Städte profitieren konnten, die sich im Wettbewerb einigermaßen gut platzierten. 
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Doch selbst bei diesen Städten war und ist der Zustrom von Investitionskapital 
keinesfalls unproblematisch: Städte ziehen in erster Linie renditeorientiertes 

Investitionskapital an (Harvey 2005, S. 118) und dies bleibt nur solange "vor 
Ort", wie die Renditen für den Investierenden akzeptabel sind (Weber 2002, S. 
530). Städte sind daher zu einer andauernden Absicherung ihrer Marktposition 

und Wettbewerbsfähigkeit gezwungen. 

Aufwertung als Antwort 

Dem ständigen Risiko des Abwanderns von Investorinnen und Investoren und 
Steuerzahlerinnen und -zahlern begegnen Städte nicht selten mit einer konse­

quenten Aufwertungspolitik. Diese "Aufwertungs programme" zielen auf eine 
normativ gesetzte qualitative Verbesserung des Raumes ab. Sie betreffen einerseits 

immaterielle Aspekte wie Image, Sauberkeit und Sicherheit, andererseits aber auch 
die gebaute private und öffentliche Infrastruktur. In diesem Kontext sind teilweise 

ganze Stadtteile von einer massiven "Aufwertung" betroffen, deren Bausubstanz 
relativ zum Wert des Standortes zu tiefliegt, die potenzielle Rente für die Nutzung 

des Bodens also höher liegt als die effektiv erzielte. Neil Smith (1996, S. 51 ff) 
bezeichnet diese Differenz als Rent Gap. Wertverlust von Immobilen und das 

damit verbundene Absinken oder Stagnieren des sozialen Status von Stadtteilen 
gilt als ein fiskalisch reales Risiko, weshalb eine Minderung des Mietwertes schon 

ausreichen mag, um ganze Quartiere einer grundlegenden Aufwertung zu unter­
ziehen (Weber 2002, S. 532). Im Zusammenhang mit dem diskursiv induzierten 

Wertverlust ist auch der Begriff der "sozialen Durchmischung", der oftmals als 
Legitimation von Aufwertungsprogrammen vorgeschoben wird, kritisch zu hin­

terfragen. "Soziale Durchmischung" wird nämlich nicht selten als Synonym für 

"soziales Aufwerten", was auf die Aufwertung von Quartieren bzw. Stadtteilen 

durch Zuzug von besserverdienenden Schichten Bezug nimmt (Krajewski 2004, 

S. 103), verwendet. Meist wird nämlich, wenn von "sozialer Durchmischung" 
gesprochen wird, auf sozial schlechter gestellte Stadtteile verwiesen, während 

gleichzeitig sozial homogene Stadtteile der Reichen nicht problematisiert werden 

(Smith 2002, S. 445). Oftmals wird die Debatte um "soziale Durchmischung", 

wie aktuell in Dänemark, wo der Abbruch von Überbauungen gefordert wird, 
in denen überdurchschnittlich viele Ausländerinnen und Ausländer wohnen 

(Kaufmann 2011), zusätzlich rassistisch überlagert, was der Begriffiichkeit eine 
weitere problematische Konnotation zuweist. 

Folge dieser Entwicklungen sind vielfältige Politiken der Aufwertung und 
Segregation, in deren Zuge ärmere Schichten zunehmend an den Stadtrand 
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oder gar aus der Stadt hinaus verdrängt werden. Diesen, als Gentrifizierung 
bezeichneten, allgegenwärtig gewordenen Prozess beschreibt Smith (2002) als 
Segregationsprozess, welcher als lokale Fortsetzung der globalen Produktion 
von ungleicher Entwicklung (Smith 1984), wie etwa der globalen Arbeitsteilung 
oder dem Nord-Süd-Gefälle, zu verstehen sei. Der Prozess der Gentrifizierung 

hat sich somit in den letzten Jahrzehnten in Parallelität mit den verschiedenen 
neoliberalen Konfigurationen seit seinem Aufkommen in den 1960er Jahren 
gewandelt (Lees et al. 2008, S. 173 ff.) und die öffentliche Hand ist heute über 
große Primärinvestitionen und Stadtteilimagekampagnen zu einer zentralen 
Akteurin innerhalb des Prozesses der Gentrifizierung geworden (Swyngedouw 
et al. 2002). Christoph Butterwegge (2007, S. 215) betont diesbezüglich, dass 

Städten heute eine "überragende Rolle bei der Ausdifferenzierungvon Arm und 
Reich" zukomme und so" Stadtentwicklungsplanung, die als Standortpolitik der 

Kapitallogik folgt", maßgeblich zur räumlichen Segregation beitrage. 

3. Perspektiven für eine linke Antwort 

Anstelle eines Fazits und einer düsteren Prognose soll an dieser Stelle im Gegen­
teil versucht werden, positive Perspektiven und Anforderungen für eine linke 
Metropolenpolitik, die sich der Neoliberalisierungkonkret entgegengestellt und 
eine Stadt einfordert, die den Ansprüchen aller genügt, zu formulieren. 

Die Frage, welche Stadt wir wollen, ist, so Harvey (2008, S. 23), immer auch 
die Frage, welche Gesellschaft wir wollen. Henri Lefebvre hatte diesbezüglich 
in seinem 1968 publizierten Essay "Le droit a la ville" die Forderung nach einem 
"Recht auf Stadt" formuliert. Die Parole "Recht auf Stadt", die mittlerweile im 
Zusammenhang mit diversen städtischen sozialen Bewegungen eine Renais­
sance erlebt hat (Holm 2009), verstand Lefebvre als das Recht auf Zugang und 
Mitgestaltung, aber auch als Recht, nicht in einen Raum abgedrängt zu werden, 
der zum Zweck der Diskriminierung geschaffen worden war (Lefebvre 1972, S. 
160). Die Konzeption des "Rechtes auf Stadt" bezieht sich somit explizit auf das 
urbane Zusammenleben, das Recht auf zentralen Raum zur sozialen Interakti­
on, das Recht, Zeit und Lebensrhythmen selbst zu gestalten und die Stadt als 
egalitären Raum zugänglich zu haben (Schmid 2005, S. 184). Harvey (2008, S. 
23) seinerseits sieht im "Recht auf Stadt" das Potenzial und die Legitimität, die 
Gesellschaft selbst durch die Umgestaltung der Stadt zu verändern. Insofern 

sei das "Recht auf Stadt" mehr ein allgemeines als ein individuelles Recht oder 
gar juristisches (Holm 2009), zumal der Prozess der Veränderung und Umge­
staltung zwangsläufig ein gesellschaftlicher sei. Harvey definiert das "Recht auf 
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Stadt" somit als gesellschaftliche Verhandlungs sache und betont, in Anlehnung 
an Lefebvre (1972, S. 105 f.), dass aktuell das "Recht auf Stadt" eher in den 
Händen privat- und quasi-privatwirtschaftlicher Interessen liege (Harvey 2008, 
S. 38). In diesem Sinne bedeutet ;,Recht auf Stadt" somit zum einen das Recht 
auf Partizipation und Zentralität und zum anderen Gestaltungsmacht, also ist 
damit immer auch Kampf und Konflikt um die Gestaltung von Stadt und die 
Handlungsrnacht in der Stadt gemeint. 

Eine Stadt, die den Bedürfnissen aller genügen soll, kann aber letztlich, weil 
die Differenzierung und Produktion von Ungleichheit dem Kapitalismus imma­
nent ist (Smith 1984), nur außerhalb der kapitalistischen Logik erreicht werden. 
Dies bedingt das Herauslösen von Räumen und Produktionseinheiten aus der 
kapitalistischen Verwertungslogik und zielt darauf ab, die herrschende Politik 
zu delegitimieren und gleichzeitig die Gemeinschaft zu ermächtigen. Bedingung 
dafür ist aber die Demokratisierung der Nutzung und der Entscheidungsmacht. 

Das Herauslösen von Räumen aus der mehrwertorientierten Verwertungslogik 
ist ein zentraler Aspekt des Widerstandes und der Artikulation des "Rechtes auf 
Stadt", da so Räume geschaffen werden, in denen ohne Zwang Zusammentreffen 
möglich ist, N eues - unabhängig von Lebensrhythmus und Zeit - erarbeitet und 
artikuliert werden kann. Angesprochen sind konkrete Praxen der Ermächtigung 

im Raum, wie die Aneignung leer stehender Gebäude und Flächen, Begrünung 
von Betonwüsten, Schaffung von sozialen Zentren, Durchsetzung von Mobili­
tät und der Wiederinanspruchnahme von zentralen Räumen. Neben solchen 
partiellen, räumlich klar begrenzten Politiken sind aber auch Versuche zum 
Herauslösen ganzer Lebensbereiche aus einem ökonomisierten Marktzwang zu 
nennen. So wurde an verschiedener Stelle die Dekommodifizierung des Woh­

nungsmarktes gefordert (Holm 2010, S. 71) oder die Lebensmittelversorgung 
durch Vertragslandwirtschaftsprojekte dem Markt entzogen (Soliterre 2011, 
Lettau 2010). Letztlich handelt es sich bei diesen Strategien um Verschiebungen 
der alltäglichen Praxen, was nach Lefebvre ein zentraler Aspekt der Kritik an 
den gesellschaftlichen Verhältnissen ist: 

[Die] Kritik am Alltag [ ... ] erfasst zwar nicht die gesamte Praxis der [ ... ] Epoche; 
deren wesentliche Ergebnisse hält sie aber fest. [ ... ] Ein kritisches Vorgehen beinhaltet 
eine Kritik an Objekten und Subjekten, an Sektoren und Bereichen gleicherma­
ßen. Indem die Kritik am Alltagsleben aufzeigt, wie die Menschen leben, erhebt 
sie zugleich Anklage gegen die Strategien, aus denen dieser Alltag erwachsen ist 
(Lefebvre 1972: 149 f.). 

Entsprechend der Forderung der World Charta for The Right to the City (WSF 
2005) nach einem tragfähigen Gesellschaftsmodell und einem urbanen Leben auf 
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der Basis von Solidarität, Freiheit, Gleichheit, Würde und sozialer Gerechtigkeit 

steht die Suche nach Möglichkeiten für eine wirkliche Demokratisierung der 
Entscheidungsmacht im Zentrum, zumal, wie Alex Demirovic (2009) betont, 

die liberale Demokratie mit ihren Institutionen der Repräsentation versage und 

lediglich noch als Fassade aufrechterhalten werde; de facto aber die Bedürfnisse 

"global operierender Unternehmen" und lokaler Eliten bedient würden. Zusätz­

lich laufen auch die Strategien der Repräsentation, Anerkennung und Integration, 

wie sie lange Zeit auch innerhalb der Linken als mögliche politische Strategie 

betrachtet wurden, ständig Gefahr, vom neoliberalen Projekt vereinnahmt zu 

werden (Day 2005, S. 68). Margit Mayer (2007, S. 92) verweist dabei darauf, 

dass neoliberale Politiken Kritik und vormals progressive Konzepte wie "Selbst­
vertrauen" oder "Autonomie" oftmals in einer regressiven, individualisierenden 

und wirtschaftlichen Weise von den Entscheidungsträgerinnen und -trägern 

redefiniert und internalisiert haben. 
Richard Day (2005) plädiert deshalb dafür, dass der gesellschaftliche Wandel 

community-based sein und sich außerhalb bestehender Institutionen konstituie­
ren müsse. Mittels selbstbestimmter Organisation von Stadtteilen und durch den 

Zusammenschluss in Netzwerken kann demnach eine aktive Politik betrieben 

werden, die über den Bezugvon eigenen Positionen die Entscheidungen der herr­

schenden Politik bewusst untergräbt und delegitimiert. Es kann dabei aber nicht 
darum gehen, lediglich eine Haltung des Widerstandes einzunehmen, sondern 

vermehrt sollte auch pro aktiv auf der Basis der gemeinschaftlichen Entscheidun­

gen gehandelt werden, demnach von der Kritik über die Vision zum konkreten 

Realisieren übergegangen werden. Dieser Prozess ist immer ein konRiktreicher, 

jedoch sollte genau die konstruktive Aufnahme dieser Auseinandersetzung eine 
linke Metropolenpolitik kennzeichnen, denn ohne diese wird keine grundlegende 

Veränderung möglich sein. 
Einen Ansatz hierfür bietet das aus verschiedenen städtischen ArbeiterIn­

nen-Bewegungen in den USA hervorgegangene Programm des "Kommunalen 
Sozialismus". Die sich darauf berufenden Zusammenschlüsse organisieren sich 

bewusst außerhalb gängiger politischer Institutionen wie Parteien oder Gewerk­

schaften und fokussieren über die Artikulation konkreter Forderungen, wie etwa 

bezahlbare Wohnungen, Zugang zu Mobilität, Nichtdiskriminierung farbiger 

Mitbürgerinnen und Mitbürger oder Anerkennung von Hausarbeit als würde­

voller Arbeit auf den Zusammenschluss ganzer Nachbarschaften, Städte und 

Arbeitssektoren. Der organisatorische Fokus liegt dabei einerseits auf spezifischer 

Kampagnenarbeit sowie partizipativer Organisation und Aktionen, hat sich 

andererseits aber auch in Richtung Teilnahme an Kommunalwahlen verschoben, 
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um so auch in den Parlamenten direkt präsent zu sein (Liss, Awatramani 2010). 
Der Grat zwischen kritischer Partizipation in staatlichen Gremien und gänzli­

cher Integration in diese ist aber ein schmaler und, wie oben dargelegt, geht die 
neoliberal konfigurierte Politik extrem adaptiv mit emanzipatorischen Inputs 

um. Insofern muss stets eine intensive Überprüfung der Handlungsweisen auf 
der parlamentarischen Ebene mit den eigentlich gesteckten Zielen erfolgen, um 
so zu verhindern, aufhalbem Weg verloren zu gehen. 

Als mögliche konkrete Zielsetzungen, die auf kommunaler Ebene umgesetzt 
werden könnten, nennt Harvey (2009, S. 44) sodann etwa das Unterbinden von 

Zwangsräumungen nach Eintreten der Zahlungsunfähigkeit von Privathaushal­
ten, die konsequente politische Integration der Bewohnerinnen und Bewohner 

unabhängig von ihrer Nationalität und Maßnahmen wie die Gründung von 

öffentlichen Wohnungsbaugenossenschaften zur Entkommodifizierung des 

Wohnungsmarktes.Jon Liss (2008) seinerseits sieht im Ansatz des "Kommunalen 
Sozialismus" eine Möglichkeit, das "Recht auf Stadt" zu erkämpfen, und streicht 

dabei die Zielsetzung, die Kontrolle über die öffentlichen Finanzen zu erlangen, 

als die zentrale hervor. Harvey (2009a, S. 46) unterstreicht die Bedeutung der 

Forderung nach Partizipation und Einbeziehung in die kommunale Haushaltspo­
litik, weil es im Zuge der Neoliberalisierungder besitzenden Gesellschaftsschicht 

gelungen sei, die Vergesellschaftung und soziale Umverteilungvon Kapitalgewin­
nen zu unterbinden, und sie sich so massiv bereichert habe (ebd., S. 44). Jedoch 

muss dabei das Recht auf Mitbestimmung auch als solches erkannt und mit 
politischen Inhalten gefüllt werden. Denn sonst wird die faktische Möglichkeit 

der Partizipation hinfällig, wie dies etwa in der Schweiz der Fall ist, wo zwar über 

die kommunalen Budgets an der Urne befunden wird, aber kaum je eine Debatte 
über deren Inhalt zustande kommt. 
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